
Von Christian Gottschalk

STUTTGART. An diesem Mittwoch wird Ba-
den-Württembergs Ministerpräsident ein
voraussichtlich recht trübes Bild der Zukunft
zeichnen. Winfried Kretschmann macht die
Folgen des russischen Angriffskrieges auf
die Ukraine zum Thema seiner Regierungs-
erklärung. Dass er mit tiefgreifenden Aus-
wirkungen und Wohlstandsverlusten im
Südwesten rechnet, hat der Grünen-Politi-
ker bereits durchblicken lassen. Er trifft da-
mit die Stimmung der Menschen im Land.
Die ist so schlecht wie schon lange nicht
mehr.Das istdasErgebnisdesBaWü-Checks,
einer repräsentativen, von baden-württem-
bergischen Zeitungen getragenen Umfrage
des Instituts für Demoskopie Allensbach.

Demnach sieht nur noch knapp jeder
vierte Baden-Württemberger den kommen-
den zwölf Monaten hoffnungsvoll entgegen.
Die große Mehrheit ist tief besorgt. 33 Pro-
zent schauen skeptisch nach vorne, 34 Pro-
zent sogar mit ausgeprägten Befürchtungen
für die nächsten Monate. Nie zuvor haben
die Demoskopen solche Werte gemessen.

Konkret sorgen sich die Menschen unter
anderem um die Sicherheit der Energiever-
sorgung. Gestiegene Preise für Gas, Öl, Ben-
zin oder Diesel haben das Bewusstsein ge-
nährt, dass der bisher gewohnte Wohlstand
an seine Grenzen kommt. 87 Prozent geben
an, dass die steigenden Energiepreise eine
Belastung sind. 69 Prozent haben eine klare
Vorstellung davon, was der Staat gegen die
steigenden Preise unternehmen soll: Steu-
ern senken,heißt es da.

Beim Thema Umgang mit Energie schei-
den sich die Geister. Ein Tempolimit unter-
stützen 37 Prozent. Eine deutliche Mehrheit
von 57 Prozent möchte allerdings die Atom-
kraftwerke länger laufen lassen.

Deutlich positiver ist die Stimmung der
Baden-Württembergergegenüberdenukrai-
nischen Flüchtlingen.51 Prozent sagen,dass
DeutschlandsovieleFlüchtlingeaufnehmen
sollte wie möglich. 43 Prozent sprechen sich
für eine Begrenzung aus. Lediglich sechs
Prozent plädieren dafür, möglichst wenige
oder gar keine Flüchtlinge aus der Ukraine
aufzunehmen.
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Die Stimmung im Land ist so
schlechtwie lange nichtmehr
BaWü-CheckUmfrage der Tageszeitungen imSüdwesten: Der Ukraine-Krieg lässt zwei Drittel der Bürger
skeptisch oder besorgt nach vorne blicken. EineMehrheit will die Energieversorgungmit Atomkraft sichern.

Von Matthias Schiermeyer

WIESBADEN/STUTTGART. Der Russland-Uk-
raine-Krieg mit seinen Auswirkungen auf
die Unternehmen überschattet nun auch
massiv die Tarifpolitik. Arbeitgeber und Ge-
werkschaftder chemisch-pharmazeutischen
Industrie einigten sich auf einen Brücken-
Tarifvertrag, bevor im Oktober über höhere
Entgelte weiterverhandelt wird.

Der Kompromiss bringt den 580 000 Ta-
rifbeschäftigten keine reguläre Lohnerhö-
hung. Doch werde ihnen mit einer Einmal-
zahlung in Höhe von 1400 Euro eine „finan-
zielle Brücke“ für sieben Monate gebaut, wie
beide Seiten betonten. Damit sollen einer-
seits die explodierenden Energiepreise und
hohen Teuerungsraten ausgeglichen werden
–andererseits sollen die Unternehmen ohne
dauerhafte Kostenbelastungen durch die
Phase großer Unsicherheiten kommen.

Die Chemieindustrie wäre besonders hef-
tig von einem Lieferstopp für russisches Gas
betroffen. Die Rufe nach einem solchen Em-
bargo werden in Deutschland immer lauter –
speziell nach Aufdeckung der russischen
Kriegsverbrechen in der ukrainischen Stadt
Butscha. Wie zuvor die Wirtschaftsverbände
und Gewerkschaften sprach sich Baden-
Württembergs Ministerpräsident Winfried
Kretschmann (Grüne) gegen einen soforti-
gen Stopp der Gasimporte aus – dies würde
derartige Gräueltaten nicht verhindern, sag-
te er am Dienstag.Es sei „ziemlich abwegig“,
einen solchen Zusammenhang herzustellen.

Die Chemie- und Pharmaindustrie ist die
drittgrößte deutsche Industriebranche. Ob
der Abschluss eine Vorbildwirkung für die
Metall- und Elektroindustrie hat, deren Ta-
rifrunde Mitte September startet, hängt je-
doch vom weiteren Verlauf des Krieges in der
Ukraine ab.

1400 Euro Einmalzahlung
für Chemiebeschäftigte
Tarifabschluss imZeichen desUkraine-Krieges bringt kein reguläres
Lohnplus. Orientieren sich dieMetall- und Elektroindustrie daran?

STUTTGART. An diesem Mittwoch sollen die
Vertreter der gut 160 000 Unternehmen in
der Industrie- und Handelskammer Region
Stuttgart (IHK) über eine Satzungsänderung
diskutieren. Vorgeschlagen werden unter
anderem eine Anhebung der Quoren für
Sondersitzungen und geheime Abstimmun-
gen. Außerdem sollen virtuelle und hybride
Formate für die Vollversammlung der ge-
wählten Vertreterinnen und Vertreter veran-
kert werden.

Es darf mit einer kontroversen Debatte
gerechnet werden, denn Vorwürfe gibt es
bereits von der kammerkritischen Kaktus-
Gruppe innerhalb der Industrie- und Han-
delskammer.SiewirftdemPräsidiumvor,die
Vollversammlung entmachten zu wollen,
und sieht in den Plänen einen „Angriff auf
die Demokratie“. jbo

IHK Region
Stuttgart will
Satzung ändern
Das Präsidiumplantmehr rechtliche
Sicherheit. Kritiker sprechen von
einemAngriff auf die Demokratie.

57
Prozent der Befragten sprechen sich
in einer repräsentativen Umfrage der
baden-württembergischen Zeitungen
und des Allensbach-Instituts für längere
Laufzeiten von Atomkraftwerken aus.

87
Prozent der befragten
Baden-Württemberger empfinden die
gestiegenen Energiepreise als Belastung.

Kommentar

Von Annika Grah

Da ist es wieder: Das warme „Wir“-Gefühl,
daswir schonausdemJahr2015unddeners-
ten Wochen der Pandemie kannten. Eine
Welle von Hilfsbereitschaft schwappt durch
Deutschland. Geflüchtete aus der Ukraine
werden am Bahnhof von freiwilligen Helfern
in Empfang genommen. Es häufen sich Be-
richte über Menschen, die ihren privaten
Raum als Unterkunft anbieten. Und eine
knappe Mehrheit sagt im aktuellen BaWü-
Check: Lasst unbegrenzt Flüchtlinge rein.

Allein, die Vorzeichen, dass das so bleibt,
sind schlecht. Die Menschen im Land haben
Zukunftssorgen, größer als während der zä-
hen Monate der Pandemie.Die Inflation und
die Energiepreise gepaart mit noch unklaren
Folgen des Krieges für die Wirtschaft in
Deutschland tun ihr Übriges. Der ewige
Wohlstand der Nachkriegsgenerationen
scheint auf einmal endlich. Wird das Wohl
der Geflüchteten vor das eigene Wohl ge-
stellt werden? Schon jetzt fällt es den Men-
schenschwerzubenennen,aufwelchestaat-
lichen Leistungen sie verzichten würden.

Eines ist schon jetzt klar. Für alles wird
das Geld nicht reichen, wenn die Wirtschaft
so abstürzt, wie es die Prognosen aktuell
prophezeien, und damit auch Steuereinnah-
men ausbleiben. Die Regierungen in Land
und Bund sollten daher keine Trostpfläster-
chen in Form von Entlastungspaketen ver-
teilen, sondern sich ehrlich machen – und
sich und die Bevölkerung darauf vorbereiten,
dass die Zeiten sich ändern werden.

Die neue
Zerreißprobe
Wie langewird die Solidarität in
Deutschlanddiesmal halten?
Die Politikmuss sich ehrlichmachen.

STUTTGART. Jeder zehnte Händler in Baden-
Württemberg hält an einer Maskenpflicht
fest. Das ergab eine Blitzumfrage des Han-
delsverbands unter 200 Händlern im Süd-
westen. Vier von zehn Händlern empfehlen
demnach aktiv, eine Maske zu tragen. Die
Hälfte überlässt es den Kunden und weist in
den Geschäften nicht speziell darauf hin.

Seit Sonntag sind die Corona-Auflagen in
Baden-Württemberg entfallen. „Die Stim-
mung ist grundsätzlich gut. Viele Kunden
freuen sich, dass sie ohne Masken einkaufen
können oder könnten, auch wenn sie selbst
noch vorsichtig sind“, sagt die Hauptge-
schäftsführerin des Handelsverbands Ba-
den-Württemberg,Sabine Hagmann. dag
Leitartikel

Maskenpflicht in
jedem zehnten Laden

Mittags 16° | Nachts 6°
Überwiegend stark bewölkt,
dazu böiger Südwestwind
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STUTTGART. FDP und SPD wollen den Land-
tag zu einer Bühne für eine Generalabrech-
nung mit Gesundheitsminister Manfred Lu-
cha (Grüne) machen. Die beiden Fraktionen
beschlossen am Dienstag einstimmig einen
Entlassungsantrag,mit dem sie Ministerprä-
sident Winfried Kretschmann (Grüne) drän-
gen wollen, den Minister wegen „eklatanter
Fehlleistungen“ in der Pandemiepolitik zu
feuern.LuchahabekeineAutoritätmehrund
schade dem Vertrauen in die Politik. Die AfD
hat ankündigte, sich dem Antrag anschlie-
ßen zu wollen.

Ministerpräsident Kretschmann hin-
gegen stellte sich hinter seinen Minister.Der
Grünen-Fraktionschef Andreas Schwarz
nannte den Antrag unbegründet und
lächerlich. red

SPD, FDP und AfD
fordern Luchas
Entlassung
DerMinistermusstewegenPannen
viel Kritik einstecken. Nun ist
dasMaß voll, findet dieOpposition.
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Der Energiekonzern EnBW soll
demnächst von Andreas
Schell, dem bisherigen Chef
des Motorenherstellers Rolls-
Royce Power Systems, geführt
werden. Der 52-jährige Mana-
ger folgt auf Frank Mastiaux,
der Deutschlands drittgrößten
Versorger nach zehn Jahren
verlassen wird.

Der Neue
kommt von
Rolls-Royce

  Lokales

23 | Merlin feiert Geburtstag
Seit 25 Jahren besteht die Bar und Disco-
thek, das Restaurant und der Klub Merlin in
Backnang. Und ebenso lange hat Christos
„Taki“ Kiroglou dort das Sagen. Der 60-Jäh-
rige hat noch viele Pläne. Im Herbst beginnt
der Umbau. Das Merlin wächst.
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21 | Frist für Becken läuft ab
Bis Ende Oktober muss mit dem Bau des
Hochwasserrückhaltebeckens Oppenweiler
begonnen worden sein, sonst verfällt der
Planfeststellungsbeschluss. Sobald die letz-
te fehlende Unterschrift vorliegt, erteilt das
Landratsamt Rems-Murr die Baufreigabe.

Stadt und Kreis

10 | Lange Pause für Harms
Die kommende Saison geht ohne den Back-
nanger Beachvolleyballer Yannick Harms
über die Bühne. Der 28-Jährige muss eine
längere Zwangspause einlegen, weil er we-
gen einer angeborenen Koronaranomalie an
diesem Freitag am Herz operiert wird.

Rems-Murr-Sport
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Amtliches Bekanntmachungsblatt für den Rems-Murr-Kreis und die Große Kreisstadt Backnang

25  |  Einen Friedweinberg im bestehenden Friedhof kann sich die Stadt Beilstein vorstellen
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11 | Zeisls schwerer Anfang
Seit einer Woche ist Hans-Rudolph Zeisl
neuer Vorsitzender der SG Sonnenhof
Großaspach. Gleich in seiner zweiten Wo-
che warten auf den Fußball-Regionalligis-
ten heute und am Sonntag zwei entschei-
dende Duelle im Kampf gegen den Abstieg.

19 | Wetter

Ihr direkter Draht zu uns

- Anzeigen 0 71 91 / 808-114
 anzeigen@bkz.de

- Vertrieb 0 71 91 / 808-138
 leserservice@bkz.de

- Redaktion 0 71 91 / 808-170
 redaktion@bkz.de

16 | Börse

Telefon 0 71 91/ 808-112
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